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Grüne Delegation besichtigt die Power-to-gas-Anlage der Stadtwerke Hassfurt. 

 

7) Flexibilitäten entwickeln 

Ein großes systemisches Problem der Energieversorgung auf Basis erneuerbarer 
Energien ist die Tatsache, dass der Stromverbrauch und das Angebot an Wind- und 
Sonnenenergie zeitlich nicht synchron laufen. Es wird also Zeiten geben, mit einem 
hohen Angebot an Wind- und/oder Solarstrom bei gleichzeitigem geringen Bedarf und 
umgekehrt Zeiten mit einem sehr geringen Angebot an Wind- und Solarstrom und 
einem vergleichsweise hohen Bedarf, vielleicht sogar über mehrere Wochen. In der 
Fachwelt spricht man von einer sog. „Dunkelflaute“. 

Daher liegt ein wesentlicher Baustein der zukünftigen Energieversorgung in der 
Entwicklung von Flexibilitäten, sowohl beim Stromverbrauch, wie bei der 
Stromeinspeisung. 

Für die Flexibilitäten stehen verschiedene Technologien zur Verfügung, wie z.B. flexibel 
einspeisende Biogasanlagen oder Wasserkraftwerke, Stromspeicher der verschiedenen 
Arten, KWK-Anlagen oder schnell einsetzbare Gaskraftwerke. Die Flexibilität ist aber 
nicht nur auf der Stromangebotsseite sinnvoll, sondern auch auf der Nachfrageseite.  

Eine wichtige Baustelle der Zukunft wird es sein, auch die Nachfrage nach Strom 
teilweise dem Angebot anzupassen. Also dann mehr Strom zu verbrauchen, wenn Strom 
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im Überfluss (und billig) zur Verfügung steht, und weniger zu verbrauchen, wenn er 
knapp (und teuer) ist. Das ist bei Kühlprozessen oder auch bei hochautomatisierter 
Fertigung bereits heute möglich. Der erste Schritt wäre die Einführung von lastvariablen 
Tarifen, wie es das Energiewirtschaftsgesetz eigentlich schon längst vorschreibt. Dann 
würden die Verbraucher belohnt, die ihr Stromverbrauch der Angebotsseite anpassen 
und z.B. dann ihr Auto laden, wenn Strom ausreichend zur Verfügung steht.  

Es fehlt nicht an der Technologie, sondern vielmehr an den wirtschaftlich-rechtlichen 
Rahmenbedingungen. Das in vielen Untersuchungen ermittelte Potenzial des 
„Lastmanagement“ lohnt sich kaum, wenn durch vorhandene Überkapazitäten am 
Strommarkt der Strompreis an der Börse bei 2 oder 3 Cent/kWh liegt. 

Daher ist ein Kohleausstieg auch nötig, damit sich ein Markt für Flexibilität überhaupt 
entwickeln kann, in dem dann verschiedene Technologien, aber auch 
Marktmechanismen wirken können. Dazu ist es wichtig, dass die Preissignale, die derzeit 
an der Strombörse gebildet werden, auch tatsächlich bei den Verbraucher*innen 
ankommen. Denn heute verdient vor allem der Stromversorger daran, wenn viel Wind 
weht und er den Strom billig einkaufen kann, während die Haushalte vollkommen 
unabhängig davon immer den gleichen Preis pro kWh bezahlen müssen. 

Teil der Flexibilität sind natürlich auch die Stromnetze und Stromspeicher. Mit ihnen ist 
auch die Möglichkeit für regionale Flexibilitätsmärkte gegeben. (Siehe 4e und 4f) 

Auch die Sektorenkopplung kann in dem Flexibilitätsmarkt eine Rolle spielen, wie im 
nächsten Kapitel erläutert wird.  

 

8) Sektorenkopplung anschieben 

In der Vergangenheit wurden die Bereiche Strom, Wärme und Mobilität meist getrennt 
betrachtet. Die Trennung dieser Bereiche löst sich allmählich auf. Ein wesentlicher 
Treiber dieser Entwicklung ist die Elektromobilität, weil gerade im privaten Bereich 
viele E-Auto-Batterien auch durch die eigene PV-Anlage geladen werden. Immer öfter 
wird auch diskutiert, ob E-Auto-Batterien auch vom Stromversorger zur Speicherung 
genutzt werden können. Zunehmend häufiger wird auch billiger „Überschussstrom“ 
genutzt um Wärme zu erzeugen, welche dann auch gut gespeichert werden kann. 
Wärmepumpen sind heute die häufigste Art der Beheizung von neugebauten 
Wohnhäusern. Die Grenzen der alten Einsatzbereiche von Strom lösen sich also immer 
stärker auf.  

Sowohl unter Effizienzgesichtspunkten, aus Klimaschutzgründen aber auch aus Gründen 
der volkswirtschaftlichen Rentabilität sind viele Beispiele der Sektorenkopplung 
sinnvoll. So kann es oft effizienter sein, mit „überflüssigem“ Windstrom Gebäude zu 
beheizen, anstatt ihn aufwändig zu speichern. In welchen Fällen die Sektorenkopplung 
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sinnvoll ist, hängt entscheidend von der Art und Weise ab, wie der „Ausgangsstrom“ 
produziert wurde. 

Da in den letzten Jahren die energiepolitischen Rahmenbedingungen oft geändert 
wurden und wenig verlässlich waren, sind Investitionen in diesem Bereich mit einem 
gewissen Risiko behaftet. Ein klarer und verlässlicher Rechtsrahmen kann und muss 
daher die Investitionssicherheit schaffen. (zu den rechtlichen Rahmenbedingungen 
siehe auch 4k) 

 

9) Staat und Kommunen werden Vorbilder 

Die Energiewende ist in den erfolgreichen Jahren vor allem eine Bürgerenergiewende 
gewesen. Die traditionelle Energiewirtschaft und in ihrem Gefolge die 
Regierungsparteien der letzten Jahre von CDU, CSU, SPD und FDP haben sich der 
Energiewende widersetzt. Erst nach dem Atomunfall von Fukushima haben sich auch 
die Unionsparteien, wenn auch zum großen Teil nur halbherzig, zur Energiewende 
bekannt. 

Für die Umsetzung der Energiewende ist es von großer Bedeutung, dass sich die 
staatlichen Stellen nicht nur verbal, sondern auch durch aktives Handeln für 
Erneuerbare Energien und Energieeffizienz engagieren. 

Dabei geht es vor allem um das Handeln in eigenen Bereich. Wir wollen, dass die 
Dachflächen der staatlichen Gebäude zur Nutzung der Sonnenenergie dort vollständig 
genutzt werden, wo es technisch möglich ist. Wir wollen bei der Beheizung der 
staatlichen Gebäude den Anteil der Kraft-Wärme-Kopplung vervielfachen. Die 
energetische Sanierung der staatlichen Gebäude muss vorangetrieben und dabei auch 
alle Möglichkeiten der Stromeinsparung und der effizienten Stromnutzung umgesetzt 
werden. Bei der Beschaffung bzw. Ausschreibung von Gütern und Dienstleistungen 
müssen ökologische Kriterien, wie etwa der Energieverbrauch über den gesamten 
Lebenszyklus, stärker berücksichtigt werden. Alle staatlichen Gebäude sollen zukünftig 
mit echtem Ökostrom aus jüngeren EE-Anlagen beliefert werden.  

Wir wollen, dass der Freistaat die Kommunen unterstützt, damit auch diese in ihren 
Liegenschaften die Energiewende zügig umsetzen. Dies könnte z.B. mit einem 
Solarkataster für alle kommunalen Liegenschaften erfolgen, welches der Freistaat 
erstellt und den Kommunen zur Verfügung stellt.  

 

10) Bürgernahe Beratung 

Viele Menschen wollen selber aktiv in die Energiewende investieren, fühlen sich aber 
bei der Entscheidung für bestimmte Technologien und beim bürokratischen Aufwand 
bei der Nutzung von Förderprogrammen schnell überfordert. 
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Wir fordern Energieagenturen in allen Landkreisen und kreisfreien Städten. Sie liefern 
eine unabhängige, niederschwellige und kompetente Beratung für Privatpersonen 
(sowohl Hausbesitzer*innen, als auch Mieter*innen), aber auch für Gewerbe und 
Unternehmen sowie Kommunen. Erfahrungen haben gezeigt, dass Energieagenturen in 
ihren Regionen eine starke Dynamik für die Energiewende auslösen können. 

Die regionalen Energieagenturen leisten darüber hinaus aber auch allgemeine 
Öffentlichkeitsarbeit und können Fortbildungen für das einschlägige Handwerk 
anbieten. 

Der Vorteil der regionalen Energieagenturen bzw. der kommunalen 
Klimaschutzmanager ist ihre gute Kenntnis der regionalen Gegebenheiten und des 
regionalen Marktes. Durch ihre regionale Bekanntheit können sie sich nach und nach 
Netzwerke aufbauen und bei Kommunen, Unternehmen und Privatpersonen gefragte 
Experten werden.  

Auf der Ebene des Freistaats wollen wir eine Landesenergieagentur schaffen. Sie 
betreibt allgemeine Informations- und Öffentlichkeitsarbeit, unterstützt den Aufbau der 
regionalen Energieagenturen und bietet überregionale Informationen für einzelne 
Branchen an.  

 

11) Rahmenbedingungen ändern  

Die Stromwirtschaft hat sich mit der Liberalisierung des Strommarkts 1998 deutlich 
gewandelt. Der Versuch, die Energiewende zu steuern, hat in den vergangenen Jahren 
zu einer kaum mehr zu überblickenden Gesetzes- und Regelungsflut geführt. Ursache 
dafür ist die seit Jahren anhaltende Situation, dass in einen – mit fossilen und nuklearen 
(und steuerlich längst abgeschriebenen) Kraftwerken – übersättigtem Strommarkt jetzt 
neue, saubere, erneuerbare Technologien gebracht werden sollen. Ohne eine Stilllegung 
der alten Kraftwerke führt dieser Versuch, den Strommarkt zu lenken, zu einer Fülle von 
Regelungen. Beispielhaft sei nur genannt, dass im normalen Haushaltsstrompreis 
mittlerweile acht staatliche Steuern und Umlagen, sowie zwei Netzentgelte enthalten 
sind. Aber auch für Betreiber von EE-Anlagen ist der bürokratische Aufwand enorm 
gestiegen.  

Die Fülle der neuen Regelungen auf Bundesebene haben zu einer Unübersichtlichkeit 
der Regelungen geführt, die für alle beteiligten Unternehmen einen immensen Aufwand 
ausgelöst haben. Beispielhaft dafür steht das EEG, welches mit über 100 Paragraphen zu 
einem bürokratischen Ungetüm mit undurchschaubaren Vorschriften verkommen ist. 
Zudem sind viele Regelungen geschaffen worden, um Einzelinteressen abzufedern. Es 
fehlt an einer klaren Orientierung zum Klimaschutz. 

Wir unterstützen daher die Idee einer nationalen CO2-Abgabe, die Schluss macht mit 
tausenden Einzelregelungen. Eine nationale CO2-Abgabe ist deshalb ein gutes 
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Instrument, weil sie sich an den tatsächlichen Verursachern des Treibhauseffekts 
orientiert und damit sinnvoll lenkend den Markt beeinflusst. Die CO2-Abgabe ist keine 
zusätzliche Abgabe, sie ersetzt den bisherigen „Wildwuchs“ an verschiedenen Umlagen 
im Strombereich. Die CO2-Abgabe soll zukünftig in vorhersehbaren und geplanten 
Schritten steigen, um die Lenkungswirkung voll zu entfalten. Zudem wird die 
Reduzierung auf eine Abgabe den Bürokratieaufwand deutlich absenken. 

Die Kosten für den Umbau des Energiesystems sind nicht gerecht verteilt. 
Großverbraucher und energieintensive Industrie werden durch verschiedene 
Regelungen massiv subventioniert. Privathaushalte, Kleingewerbe und Mittelstand 
tragen die Hauptkosten. Diese Subventionierung einerseits und die ungerechte 
Verteilung zu Lasten von Privatpersonen und Mittelstand muss schrittweise aber 
konsequent abgebaut werden. 

Für Privatpersonen und kleinere Unternehmen sind Investitionen in Erneuerbare 
Energien in den letzten Jahren unattraktiv geworden, weil der damit verbundene 
bürokratische Aufwand mit Meldepflichten, steuerlichen Fragen und ähnlichem gewaltig 
zugenommen hat. Eine Entbürokratisierung für Kleininvestor*innen ist dringend nötig. 

In Bayern wollen wir ein Bayerisches Klimaschutzgesetz, in dem auch für den 
Strombereich klare Zielsetzungen und die Entwicklung von konkreten Maßnahmen 
gesetzlich verankert werden. Dazu gehört auch, dass Kommunen, die über 5000 
Einwohner haben, soweit noch nicht erfolgt, ein Klimaschutzkonzept erstellen. 
Kommunale Klimaschutzmanager füllen die Konzepte mit Leben und beraten die 
Bürger. Ab einer Größe von 10.000 Einwohner ist eine Vollzeitstelle für einen 
Klimaschutzmanager einzurichten.  

 

V) Global denken, lokal handeln 

Die Umstellung unserer Energieversorgung auf Erneuerbare Energien ist machbar, wenn 
wir nur wollen. Unser heutiges Wirtschaften ist nicht nachhaltig und verschiebt die 
massiven negativen Auswirkungen auf zukünftige Generationen.  

Vorstellungen eines grenzenlosen und ewig währenden Wirtschaftswachstums sind mit 
einer Versorgung auf Basis erneuerbarer Energien nicht vereinbar. Wir müssen lernen, 
stärker darauf zu achten, welche Folgen unser Lebensstil auf unsere Umwelt und auf die 
Umwelt anderer hat und entsprechend anzupassen. Es gilt, eine gesellschaftliche 
Debatte darüber zu führen, die sich nicht nur an dem Möglichen orientiert, sondern an 
dem, was wir als Gesellschaft wirklich brauchen und wollen. Der Gedanke der Suffizienz 
wird hier eine große Rolle spielen.  

Die negativen Klimafolgen verstärken sich von Jahr zu Jahr und werden immer 
unkontrollierbarer. Betroffen sind in besonderem Maße die armen Länder des Südens. 
Diese Länder haben selbst an der Klimakrise nahezu keine Schuld. Die 
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Lebensbedingungen verschlechtern sich jedoch in ihren Ländern teilweise massiv und 
die Anzahl der Klimaflüchtlinge steigt an. Fluchtursachen bekämpfen heißt neue, 
nachhaltige Wirtschaftsweisen zu etablieren, um einerseits diese Länder durch 
Technologietransfer direkt zu stärken und andererseits aktiven Klimaschutz zu 
betreiben. Das muss unser gemeinsames Ziel sein, getreu nach dem Motto: global 
denken, lokal handeln. 

 

 

   

      UNSERE ZEHN WICHTIGSTEN FORDERUNGEN: 

 

1) Abschaffung der 10H-Regel in Bayern 

2) Änderung der bundesweiten Ausschreibungsbedingungen für Erneuerbare 

Energien (Ausbaukorridor erhöhen, Regionalisierung einführen und De-

Minimis-Regelung ausweiten) 

3) Biomassenutzung flexibilisieren und ökologisieren 

4) Atomausstieg beschleunigen und Braunkohleausstieg zügig durchziehen 

5) Verteilnetze und Übertragungsnetz den erneuerbaren Energien anpassen 

6) Klare langfristige Rahmenbedingungen für Stromspeicher schaffen 

7) Nationale CO2-Abgabe einführen (und dafür andere Abgaben abschaffen) 

8) In allen staatlichen Liegenschaften eine vorbildliche Energieversorgung 

etablieren (z.B. Stromeinsparung, KWK, Nutzung der Erneuerbaren Energien) 

9) Energieagenturen in allen Landkreisen und kreisfreien Städten schaffen 

10) Bayerisches Klimaschutzgesetz verabschieden 
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